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ren feststanden, waren j eweils sechs Frauen und
sechs Männer aufgestellt worden . Nun mu ssten
die also nach dem Reißverschlu ssprinzip auf die
Liste verteilt werden. Für mich kam dab ei letztlich
Listenplatz 7 raus − nicht völlig chancenlo s , ab er
auch alle s andere als ein sichere s Ticket für den
Bunde stag . Ich gehöre also zu denj enigen, die erst
am 2 2 . Septemb er spät ab ends , vielleicht sogar
erst am nächsten Morgen wissen werden, ob sie
gewählt sind .

Ab er egal, wie es ausgeht: Ich werde in Zu-
kunft b ei allen Gesprächen mit Abgeordneten sa-
gen können, dass ich au s eigener Erfahrung nach-
vollziehen kann, was Aufstellungsprozess und
Wahlkampf für Anforderungen stellen . Ich lerne
das komplizierte Zusammenspiel zwischen »B a-
sis« , Funktionären und Hauptamtlichen no chmals
aus einer anderen Perspektive kennen . Und versu-
che derzeit, es so zu gestalten, dass ich etwas von
dem politischen Umgangsstil , den ich aus meiner
B SV-Arb eit kenne und schätze , in die Parteistruk-
turen üb ertrage . D as hatte ich als Unterb ezirks-
kassiererin auch schon versucht, ab er eine Wahl-
kreiskandidatin wird ganz anders wahrgenom-
men als eine Kassiererin. Franziska Drohsel hatte
als Ju so-Bunde svorsitzende eine »Tour de So ciale«
in soziale Einrichtungen in verschiedenen Städ-
ten gemacht, die von den j eweiligen Juso-Gliede-
rungen vorb ereitet worden war. Sie b ot mir an, et-
was Entsprechende s für meinen Wahlkreis zu or-
ganisieren, was ich natürlich gerne angenommen
hab e . So ziehe ich derzeit zu sammen mit b ezirks-
und lande spolitischen MandatsträgerInnen
durch Kinder-, Jugend- und Nachb arschaftszent-
ren, b e suche Organisationen, die sich im B ereich

F or u m Pazi fi s mus

Pflege , B eratung o der Inklusion p sychisch o der
physisch Erkrankter engagieren . Oft sind wir
schnell am Fachsimpeln üb er Proj ektfinanzie-
rung, üb er die Tücken und Chancen der Zu sam-
menarb eit zwischen Ehrenamtlichen und b ezahl-
ten Ge schäftsführerInnen o der darüb er, wie die
eigene Arb eit staatlichen Geldgeb ern gegenüb er
angeme ssen präsentiert werden kann . Die Frage ,
wie mit Au sgrenzung, Gewalt, Ungerechtigkeit im
eigenen Land umgegangen werden kann, b e schäf-
tigt mich j a auch als B SV-Vorsitzende . Viele in mei-
nem Unterb ezirk freuen sich, dass Franziska
Drohsel und ich den Foku s auf die Probleme rich-
ten, die es auch in einem im Durchschnitt eher
wohlhab enden Stadtteil gibt. Die SPD war lange
eine Partei, die an der B asis der Gesellschaft ange-
setzt hat. Sie hat zumindest lokal das Zeug dazu , es
wieder zu werden.

Ich werde die SPD , auch wenn ich es in den
Bunde stag schaffe , nicht im Alleingang verändern
können . Ab er ich werde alle diej enigen nachdenk-
lich machen können, die b ehaupten, d ass in unse-
ren etablierten Parteien nur diej enigen eine Chan-
ce hab en, die sich an innerp arteiliche Seilschaften
anp assen, an phantasielo se Realpolitik. D enn als
Mathematikerin weiß ich : Eine allgemeine Au ssa-
ge wird durch ein einzige s Gegenb eispiel wider-
legt.

Dr. Ute Finckh-Krämer istF or u m Pazi fi s mus -Re-
dakteurin und Co- Vorsitzende des Bundesfür So-
ziale Verteidigung (BSV). Zur Bundestagswahl
kandidiert sie als Direktkandida tin im Wahl-
kreis Berlin-Steglitz-Zehlendorffür die SPD, a uf
deren Landesliste sie a ufPla tz 7 ist.

Kathrin Vogler

Warum ich als Pazifistin
Politik für Die Linke mache
Bundestagswahl 2 01 3 : Politik. Parteien. Pazifismus ?

D
nhaltliche Grundlage meiner friedenspo-
litischen Arb eit ist nach wie vor die p azi-

fistische Grundsatzerklärung „ D er Krieg ist ein
Verbrechen an der Menschheit. Ich bin daher ent-
schlo ssen, keine Art von Krieg zu unterstützen
und an der B e seitigung aller Kriegsursachen mit-
zuarb eiten . “ D as ist heute no ch so richtig wie vor
3 4 Jahren, als ich die B eitrittserklärung der DFG-
VK unterschrieb en hab e . Ich engagiere mich heu-
te auch de shalb b ei der Linken, weil die se Partei

die einzige relevante ist, in der ich als Pazifistin
keine geduldete Randerscheinung bin, sondern
das B ild der Partei mit prägen kann. Zum B eispiel
wurden in NRW immerhin drei DFG-VK-Mitglie-
der auf die vorderen 1 0 Listenplätze zur Bundes-
tagswahl gewählt.

Die Linke sieht sich selb st als Teil der Friedens-
b ewegung. Sie fordert das Verb ot aller Rüstungs-
exporte , die B eendigung der Au slandseinsätze
und konkrete Abrü stung . Wer in den letzten Jah-
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ren an einer Friedensdemonstration teilgenom-
men hat, konnte die Präsenz der Linken nicht
üb ersehen.

Natürlich finde ich e s richtig, dass die B ewe-
gung sich nicht für einzelne Parteien instrumenta-
lisieren lässt, ab er ich würde mir eher wünschen,
dass auch aus anderen Parteien wieder mehr Men-
schen an unseren gemeinsamen Aktionen teilneh-
men, als Parteien allgemein au sgegrenzt werden .
E s war immer eine Stärke der Friedensb ewegung,
dass wir uns um gesellschaftliche Mehrheiten
quer zur Parteipolitik gekümmert hab en. Mei-
nungsumfragen ergeb en immer wieder große
Mehrheiten für Forderungen der Friedensb ewe-
gung . Wahlentscheidend scheinen die se Themen
ab er leider nicht zu sein, denn sonst hätte Die Lin-
ke eine Zweidrittelmehrheit im Bunde stag und
könnte d as Rü stungsexportverb ot ins Grundge-
setz schreib en .

Die Linke im Bundestag an der Seite
der Friedensbewegung

Ich bin auch de shalb zur Linken gekommen, weil
ich der Meinung bin, dass eine p arlamentarische
Vertretung links von der SPD notwendig ist, um
der Stimme der Friedens- und Antikriegsb ewe-
gungen auch im Parlament Gehör zu verschaffen .
E s wäre zu einfach, Parlamentsarb eit nur, wie Ro-
sa Luxemburg das erklärt hat, als Ausnutzen der
„Tribüne “ zu verstehen, ab er e s ist wichtig, dass
wenigstens eine Fraktion im Bunde stag gegen alle
Kriegseinsätze stimmt und d amit der auf Parla-
ment und Regierung fixierten Medienöffentlich-
keit immer wieder abnötigt, auch üb er friedens-
politische Po sitionen zu b erichten .

Alle anderen Parteien stimmen darin üb erein,
dass die Bundesrepublik ihre außenpolitischen
Intere ssen auch mit militärischen Mitteln verfol-
gen soll . Differenzen gibt e s zwischen ihnen nur
üb er die konkrete Au sgestaltung. D as zeigt sich
auch in den Ab stimmungen, in denen alle Fraktio-
nen gemeinsam gegen Die Linke Kriegseinsätze
durchwinken . D ab ei macht e s einen deutlichen
Unterschied , ob einzelne „Abweichler “ dagegen
sind , o der ob es eine ganze Fraktion gibt, die ge-
schlo ssen „Nein“ sagt. Einzelne Gegenstimmen
lassen sich immer als individuelle Entscheidun-
gen umdeuten, die geschlo ssene Ablehnung einer
Fraktion ist ein politisches Zeichen, das auch nach
draußen Mut macht.

Ich glaub e ab er, dass unsere p arlamentarische
Wirkung no ch darüb er hinaus geht. Ein B eispiel
ist die Arb eit im Unterau sschu ss „Zivile Krisenprä-
vention und vernetzte Sicherheit“ , in dem ich un-
sere Fraktion vertrete . Auch hier sind sich alle an-
deren Fraktionen einig, dass das , was wir unter zi-
viler Konfliktb earb eitung verstehen, sich in eine
vor allem militärgestützte Außenpolitik einfügen
soll . Hier sehe ich meine Aufgab e d arin, immer

wieder deutlich zu machen, dass zivile Konfliktb e-
arb eitung gerade nicht die „ Petersilie “ auf einer
militärisch dominierten Außenpolitik sein darf.

In öffentlichen Anhörungen ist es durch die
Präsenz der Linken im Parlament möglich, Vertre-
terInnen von Friedensorganisationen − etwa von
der Informationsstelle Militarisierung, der Inter-
nationalen Frauenliga für Frieden und Freiheit,
der Plattform Zivile Konfliktb earb eitung, dem
Konsortium Ziviler Friedensdienst − o der Persön-
lichkeiten wie Andreas Buro einzuladen, die die se
Po sition verstärken .

Und in welcher Bunde stagsfraktion sonst wä-
re e s möglich, ein Treffen der DFG-VK-Mitglieder
unter den Abgeordneten durchzuführen, so wie
wir d as in der Linksfraktion im letzten Jahr ge-
macht hab en? Ich mö chte die se Initiative auch in
diesem Jahr fortsetzen, und vielleicht wird d as j a
eine regelmäßige Institution .

Auch in der Linken gibt e s D eb atten darum, ob
wir immer und in j edem Fall einen Bunde swehr-
einsatz ablehnen sollen . Mir ist d ab ei wichtig, dass
wir aus dem B eispiel der Grünen, wo unter dem
Vorwand des Menschenrechtsschutze s die außen-
politische „ Regierungsfähigkeit“ der Partei herge-
stellt wurde , Konsequenzen ziehen . Ich glaub e
keine Sekunde , dass es Jo schka Fischer um die
Menschenrechte in Jugo slawien ging . D er wollte
Außenminister werden und D eutschland in den
UN-Sicherheitsrat b efördern. D afür musste die
Friedenspo sition der Grünen fallen . Nun gibt es
auch in meiner Partei Leute , die sehr gerne Minis-
terInnen o der zuminde st StaatssekretärInnen
werden wollen und die dafür auch unsere außen-
politische Po sition verschieb en würden . Ab er das
ist eine Minderheit, die ganz große Mehrheit der
Mitglieder und auch der Abgeordneten steht für
eine derartige Wende nicht zur Verfügung . D ass
d as so bleibt, dafür werde ich mich weiter stark
machen .

In einem Papier für den Bund für Soziale Ver-
teidigung bin ich der Frage nachgegangen, wa-
rum Abgeordnete in der Friedensfrage „umkip-
pen“ (nachzulesen im Internet unter: www. ka-

thrin-vogler. de/uplo ads/media/infoblatt_politi-
sche_fallen. pdf) . Ich denke , dass es hier vier Fal-
len gibt : Erstens setzen PolitikerInnen die Bunde s-
wehr ein, weil es sie gibt („Verfügb arkeitsfalle “) .
Zweitens stellt eine Ablehnung militärischen Ein-
greifens ein leichtes Opfer auf dem Altar der Re-
gierungsfähigkeit d ar („ innere Bündnisfalle “) ,
und es b estehen durch die bisherigen Bunde sre-
gierungen eingegangene Verpflichtungen gegen-
üb er UN, EU o der Nato („ äußere Bündnisfalle “) .
Drittens glaub en Abgeordnete umso eher an die
inhaltlichen B egründungen von Au sland seinsät-
zen, j e häufiger sie sie selb st gegen ihre ursprüng-
liche Üb erzeugung wiederholen („ Glaub ensfal-
le “) . Und viertens verlässt sich die gesamte Frakti-
on oft auf die inhaltlichen Vorgab en der j eweili-
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gen FachpolitikerInnen in der Fraktion („Verläss-
lichkeitsfalle “) . All das wirkt zu sammen und kann
dann dazu b eitragen, dass auch Abgeordnete , die
als PazifistInnen gestartet sind , Militäreinsätzen
zustimmen . Ich finde e s wichtig, sich damit au sei-
nanderzu setzen, weil das mehr Ansatzpunkte für
Gegenstrategien bietet, als wenn man d avon aus-
geht, d ass die „Umfaller “ einfach nur opportunis-
tisch sind .

Für mich hab e ich darau s die Konsequenz ge-
zogen, einerseits tragfähige und glaubwürdige Al-
ternativkonzepte zu Militär und Krieg zu entwi-
ckeln und andererseits auf die Rückkopplung mit
außerp arlamentarischen B ewegungen zu achten,
um d as politische Immunsystem der Linken gegen
den Jasager-Viru s zu stärken .

Wenn die KollegInnen au s den anderen Frak-
tionen die b eharrliche Ablehnung von Kriegsein-
sätzen als „langweilig“ b eschimpfen und eine
„Weiterentwicklung“ unserer Po sitionen (also die
Zu stimmung zu Kriegseinsätzen) fordern, dann
b e stärkt es mich, wenn ich auf Kongre ssen der
Friedensb ewegung o der b ei Aktionen genau für
die se konsequente Haltung Zu stimmung erhalte .

An die ser Stelle würde ich mir manchmal wün-
schen, d ass die außerp arlamentarischen Kräfte
die sen Heb el mehr nutzen . Ich freue mich zum
B eispiel, wenn alle 62 0 Abgeordnete viele Mails
und Briefe mit der Aufforderung b ekommen, ge-
gen das Afghanistan-Mand at zu stimmen . Ab er es
wäre auch hilfreich, sich nach einer solchen Ab-
stimmung b ei denen zu b edanken und sie zu un-
terstützen, die das tatsächlich getan hab en .

Friedenspolitik
im Programm der Linken

D er Friedensteil de s Parteiprogramms gehört zu
j enen, die am umstrittensten waren und sind . D es-
wegen bleibt er auch widersprüchlich . Zwar
schließt Die Linke lediglich „ Kampfeinsätze “ aus
und fällt d amit hinter die B eschlü sse der PD S zu-
rück. Sie fordert, d ass D eutschland lediglich aus
den militärischen Strukturen der Nato au stritt.
D enno ch wird im Erfurter Programm der Aus-
stieg au s dem Militär als reale Vision erkennb ar.
Schon im ersten S atz de s Kapitels b ekennt sich Die
Linke zur Gewaltfreiheit, sowohl zwischen Staa-
ten als auch innerhalb der Gesellschaft. Im Weite-
ren b e schreibt sie das Leitbild de s gerechten Frie-
dens , der mehr ist als die Abwe senheit von Krieg .

D amit greift Die Linke ein Friedensverständ-
nis auf, wie es die Kirchen, die Friedensb ewegung
und Teile der Friedensforschung in den letzten
Jahrzehnten entwickelt hab en. D as Konzept der
„Vernetzten Sicherheit“ und die zivilmilitärische
Zu sammenarb eit werden unmissverständlich ab-
gelehnt. Folgerichtig ist die Idee eines „Willy-
B randt-Korp s “ für internationale Katastrophen-
hilfe . Die ses ist au sb aub ar zu einer p azifistischen

Alternative zu Militäreinsätzen . E s gibt weltweit
keine zivile Institution, die üb er die notwendige
Logistik verfügt, um Hilfsgüter und spezialisierte
Fachkräfte schnell in entlegene o der umkämpfte
Gebiete zu bringen. Eine vollständig zivile Organi-
sation zu schaffen, die die s b ewältigen kann,
könnte Militäreinsätzen einen Großteil ihrer Legi-
timation in der Öffentlichkeit nehmen. D er Slo-
gan „helfen statt schießen“ b ekommt damit eine
reale Ge stalt.

Die au sdrückliche Ablehnung von Militärein-
sätzen nach Kapitel VII der UN-Charta (so genann-
te „friedenschaffende “ o der „friedenserzwingen-
de “ Einsätze) ist eine klare Po sitionierung gegen
den Weg, den die Grünen gegangen sind . Alle UN-
mandatierten Militäreinsätze der letzten Jahre
gingen weit üb er die Blauhelm-D efinition nach
Kapitel VI hinau s . E s gibt also im Programm der
Linken praktisch kein Einfallstor für eine Zu stim-
mung zu Bunde swehreinsätzen im Au sland .

D ass Die Linke trotz ihre s B ekenntnisses zu
Gewaltfreiheit und ziviler Konfliktb e arb eitung
keine ausschließlich p azifistische Partei ist, liegt
auf der Hand . Sie ist ab er mit die sem Programm ei-
ne , in der PazifistInnen und AntimilitaristInnen
eine wichtige Rolle spielen − bis in den Parteivor-
stand hinein . Die se gilt es zu verteidigen und aus-
zub auen.

Auch wenn e s derzeit nicht sehr wahrschein-
lich ist: Mit Blick auf Regierungsb eteiligungen im
Bund wird der Druck auf Die Linke zunehmen, ih-
re friedenspolitischen Po sitionen aufzugeb en.
Hier kommt es einerseits darauf an, re alistische
Konzepte für eine radikal friedliche Außenpolitik
zu entwickeln . D er andere und sehr viel wichtige-
re Aspekt ist ab er der: Ohne massive außerp arla-
mentarische Unterstützung wird eine solche ,
grundlegend andere Außenpolitik nicht durch-
setzb ar sein . Ein kleiner Ko alitionsp artner könnte
sicherlich in Ko alitionsverhandlungen das Thema
setzen, durchsetzen kann er sich ab er nur, wenn
die se Po sition durch starken Druck von außen un-
terstützt wird .

Ange sichts der re alen Verhältnisse in den an-
deren Parteien stellt sich für mich die Ko alitions-
frage im Moment so ohnehin nicht. Die Sozialde-
mokraten, gerade auch „ SPD-Linke “ fordern von
uns , unsere friedenspolitischen Po sitionen aufzu-
geb en, b evor eine Zu sammenarb eit infrage
kommt. Was die Kriege in Libyen und aktuell in
Mali anb etrifft, sind e s vor allem PolitikerInnen
von SPD und Grünen, die nach einer stärkeren B e-
teiligung der Bunde swehr, also nach mehr Krieg
rufen . D en Patriot-Einsatz in der Türkei b ezeich-
nete der verteidigungspolitische Sprecher der
SPD , Rainer Arnold , gar als Maßnahme zur „D ees-
kalation“ . In den letzten Konflikten scheint es so ,
als sei die Kriegsb egeisterung b ei SPD und Grü-
nen no ch größer als b ei Schwarz-Gelb . Für eine
solche Politik kann und wird sich Die Linke nicht



hergeb en . D e swegen ist j ede Stimme für Die Linke
b ei der Bundestagswahl eine Stimme gegen den
Krieg.

Die wahlarithmetischen Spielereien können
wir getro st anderen üb erlassen . Au s meiner Per-
spektive gibt e s tatsächlich zwei Lager in der Bun-
de spolitik: D as große Lager der Militärb efürwor-
ter in CDU, C SU, SPD , FDP und Bündnis9 0/Die
Grünen, die glaub en, dass die B ereitschaft zum
Einsatz von Militär eine B edingung der „ Politikfä-
higkeit“ ist, auf der einen Seite und Die Linke als
einzige Oppo sition auf der anderen Seite . Ob Mer-
kel o der Steinbrück die nächste Bunde sregierung
führen, ist dab ei weniger relevant als die Frage ,
wie stark diese linke Oppo sition im Bundestag
sein wird . D e swegen werb e ich ausdrücklich da-
für, b ei die ser Bunde stagswahl nicht nur Die Lin-
ke zu wählen, sondern sie auch mit außerp arla-
mentarischem Rückenwind zu versehen, etwa

durch Wahlaufrufe , friedenspolitische Veranstal-
tungen o der durch aktive Unterstützung im Wahl-
kampf.

Nur friedlich zu denken reicht nicht aus . E s
geht auch d arum, eine andere Politik möglich zu
machen . Und dafür bleibt Die Linke eine wichtige
Bündnisp artnerin der Friedensb ewegung und al-
ler KriegsgegnerInnen .

Ka thrin Vogler ist ist seit 19 79 DFG- VK-Mitglied,
in den 1990erJahren war sie Geschäftsführerin
des DFG-VK-Landesverbands Nordrhein- Westfa-
len und Bundessprecherin, danach war sie Ge-
schäftsführerin des Bundes für Soziale Verteidi-
gung. Seit 2009 ist sie L inke-Bundestagsabgeord-
nete. Sie kandidiert wieder für den Bundestag.
Dieser Text ist erstmals in derA usgabe 1/2013 der
DFG-VK-Zeitschrift »ZivilCo urage« ersch ienen.

Michael Schmid
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on 1 9 8 2 bis 1 9 9 2 war ich Mitglied der Par-
tei Die Grünen . In dieser Zeit kandidierte

ich unter anderem für sie b ei der Wahl zum Land-
tag von B aden-Württemb erg 1 9 84 im Kreis Sigma-
ringen, war 1 9 84/8 5 Kreisvorsitzender, b ei der
Landtagswahl 1 9 8 8 Zweitkandidat und b ei der
Bunde stagswahl 1 9 9 0 Kandidat im Wahlkreis 1 9 8
(Zollernalb-Sigmaringen) . D amit ist angedeutet,
dass ich mich damals durchau s für diese Partei en-
gagiert hab e , b evor ich im Frühj ahr 1 9 9 2 wieder
au sgetreten bin . Seither war ich nicht mehr Mit-
glied irgendeiner Partei, hab e b ei keinen politi-
schen Wahlen mehr kandidiert, mich an Wahlen
zwar nicht immer, ab er do ch zumeist b eteiligt.

Ab Mitte der 1 970er Jahre hatte ich b egonnen,
mich ge sellschaftspolitisch zu engagieren. Dies
geschah vornehmlich in kleinen, unabhängigen
B asisgruppen, die sich der »Dritte-Welt«-, Ökolo-
gie- und Friedensb ewegung zurechnen ließen .
Unter anderem bin ich in die ser Zeit auch Mitglied
b eim Versöhnungsbund und in der DFG-VK ge-
worden.

Meine Üb erzeugung damals wie heute war,
dass ein langfristig notwendiger ge sellschaftli-
cher Wandel nicht nur und nicht in erster Linie

üb er die Parlamente erreicht werden kann. Ohne
eine B ewu sstseinsveränderung einer B evölke-
rungsmehrheit und dem darau s entstehenden
»Druck von unten« wird da nicht viel zu machen
sein . D eshalb ist e s mir wichtig, ein vorherrschen-
de s Politikverständnis zu üb erwinden, nach dem
die einzelnen Bürgerinnen und Bürger demokra-
tische B etätigung nur in der Teilnahme b ei Wah-
len sehen . Vielmehr muss D emokratie für uns b e-
deuten, sich fortwährend in die Politik einzumi-
schen und diese nicht mehr nur Stellvertretern in
den Parlamenten zu üb erlassen .

Natürlich nahm ich wahr, d ass es eb enfalls En-
de der 1 970er Jahre insb esondere au s den Reihen
der Ökologieb ewegung Kandid aturen b ei ver-
schiedenen Wahlen gab . Schließlich wurden die
Die Grünen gegründet. Weil ich damals j eglicher
Parlamentsarb eit äußerst skeptisch gegenüb er-
stand , hab e ich mich zunächst auch daran nicht
b eteiligt, war eher intere ssierter B eob achter.

Schließlich bin ich dann do ch im Herb st 1 9 8 2
Mitglied der Grünen geworden. D as war − zumin-
de st, was den Zeitpunkt anb elangt − eine regel-
rechte B auchentscheidung : Als der damalige Bun-
de skanzler Schmidt durch ein konstruktives Miss-


